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Antrag 

der Abgeordneten Richard Seelmaecker, Andreas Grutzeck, Silke Seif,  
Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein, André Trepoll (CDU) und Fraktion 

Betr.: Betreuer besser unterstützen: Schnellere Bearbeitung von Anträgen 
durch automatisierten Datenabgleich ermöglichen und gerechtere  
Bezahlung sichern!  

Die rechtliche Betreuung ist ein Rechtsinstitut, durch das Volljährige Unterstützung, 
Hilfe und Schutz erhalten sollen, indem bestellte Betreuer sie unter gerichtlicher Auf-
sicht und unter Beachtung des jeweiligen Willens der betreuten Person dabei unter-
stützen und vertreten, ein eigenständiges und selbstbestimmtes Leben führen und an 
der Gesellschaft teilhaben zu können. Dieser Unterstützung und Vertretung liegt ein 
komplexer und zeitintensiver Zusammenarbeitsprozess zwischen den Klienten und 
Betreuern zugrunde. Die rechtliche Betreuung ist ein gesellschaftspolitisches Thema 
mit wachsender Bedeutung: Der Bestand an fortdauernden Betreuungen ist in den 
letzten Jahren deutlich angestiegen: Gab es am 31. Dezember 2017 noch 20.254 
(Drs. 21/18079), waren es am 31. März 2024 bereits 25.325 (Drs. 22/15667).  

Wie sich aus den Antworten des Senats auf die Schriftlichen Kleinen Anfragen, Drs. 
22/16615, 22/15667, 22/13971, 22/12917, 22/12833 und 22/12658, ergibt, spitzt sich 
die Situation der gerichtlich bestellten Betreuung immer weiter zu.  

Mit unserem Antrag, Drs. 22/16063, haben wir uns erst vor Kurzem für eine Verbesse-
rung der Situation der rechtlichen Betreuung eingesetzt. Leider vergeblich, denn SPD 
und GRÜNE haben unseren Antrag direkt in der Bürgerschaftssitzung am 4. Septem-
ber 2024 abgelehnt.  

Ob es beispielsweise um die Gewährung benötigter Assistenzen, Heimkosten, von 
Grundsicherung oder Wohngeld geht, Betreuer/innen unterstützen in Entscheidungs-
situationen, planen, organisieren und koordinieren komplexe Prozesse und müssen in 
Situationen großer Not auch sensible Entscheidungen über Eingriffe in die Freiheits-
rechte treffen. Neben persönlichen Problemlagen, wie zum Beispiel bei finanziellen 
Themen oder Wohnungskündigungen, kümmern sie sich um vielfältige Angelegenhei-
ten zur Existenzsicherung ihrer Klienten und brauchen dafür nicht nur viel Zeit, son-
dern auch sehr viel Geduld und Nerven. Hierbei sind die meist monatelangen Bearbei-
tungsdauern von Anträgen eine der größten Herausforderungen. Wie sich aus der 
Antwort auf die Schriftliche Kleine Anfrage, Drs. 22/16615 ergibt, hat der Senat bei 
den meisten Antragsformen nicht einmal einen Überblick darüber, wie lange dies 
durchschnittlich dauert, aber allein das Controlling für die Bearbeitung eines Antrags 
auf Wohngeld für die Zeit von April 2024 und September 2024 ist ein klares Alarmsig-
nal und betrug exemplarisch beim Bezirksamt Mitte durchschnittlich 14,4, beim  
Bezirksamt Nord 16,5 und beim Bezirksamt Eimsbüttel 19,3 Wochen! Betroffene, die 
auf staatliche Unterstützung in Form des Wohngeldes angewiesen sind, verfügen 
jedoch grundsätzlich nicht über ausreichend finanzielle Mittel, um vier bis fünf Monate 
dieses Geld auslegen zu können und geraten in eine existenzbedrohliche Situation.  

Für diese langen Bearbeitungszeiten sind der Fachkräftemangel sowie die hohen 
Fehlzeitenquoten der überlasteten Beschäftigten in den Fachämtern mitursächlich, 
aber nicht allein. Gerade bei Weitergewährungsanträgen oder Anträgen, die zum Bei-
spiel auf Eingliederungshilfe für Personen gestellt werden, denen gerade die Grundsi-
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cherung bewilligt wurde, stellt sich die Frage, weshalb beim nächsten Fachamt wieder 
aufwendige Vermögensprüfungen erfolgen müssen, die nicht nur für die Antragstel-
lenden, sondern auch für das ohnehin knapp bemessene Personal zur unnötigen  
Belastung werden. In der Drs. 22/16615 gibt der Senat an: „Die Prüfung vorrangig 
einzusetzenden Einkommens oder Vermögens bei der Beantragung von Sozialleis-
tungen unterliegt gesetzlichen Bestimmungen, die im Rahmen rechtmäßigen Verwal-
tungshandelns einzuhalten sind. Gesetzliche Spielräume für vereinfachte Prüfungen 
werden dabei soweit möglich ausgeschöpft, um den Aufwand bei den Antragstellerin-
nen und Antragstellern und den Prüfaufwand auf Seiten der Verwaltung auf ein ver-
tretbares Minimum zu begrenzen.“ 

Auch wenn es ausnehmend wichtig ist, dass Sozialleistungsbetrug bestmöglich ver-
hindert wird, erscheint es, wenn bereits eine staatliche Stelle aktuell die Vermögens-
prüfung durchgeführt hat, überflüssig, dass sich das nächste Fachamt gleich wieder 
damit befasst. Hier ist beispielsweise die Justiz schon weiter, die im Zuge der Bearbei-
tung von Anträgen für die Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bei 
Personen, die laufende Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch erhalten, grundsätzlich lediglich den aktuellen Bewilligungsbescheid 
benötigt; die entsprechende Regelung aus § 2 Absatz 2 der Prozesskostenhilfeformu-
larverordnung (PKHFV) gilt bereits seit dem 22. Januar 2014 und „führt im gerichtli-
chen Verfahren zu einer erheblichen Erleichterung für die mit der Prüfung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse befassten Stellen. Sie hat sich in der Praxis bewährt (…)“ 
(Drs. 22/16615).  

Zielführend wäre es, wenn auf Bundesebene durch Änderungen des § 118 SGB XII 
sowie des § 67 Absatz 2 SGB X weitere Möglichkeiten für automatisierte Datenabglei-
che geschaffen werden. Die jetzigen Beschränkungen und der Grundsatz der Erster-
hebung von Daten bei der betroffenen Person, die einen Datenaustausch zwischen 
Sozialleistungsträgern massiv begrenzen, sind realitätsfern und bei den dadurch ver-
ursachten extrem langen Bearbeitungsdauern auch nicht im Sinne der existenzbe-
drohten Betroffenen oder ihrer Betreuer. Hier ist auch zu berücksichtigen, dass den 
Betreuern monatlich lediglich durchschnittlich 3,2 Stunden pro Fall zur Verfügung ste-
hen, einschließlich An- und Abfahrtzeiten.  

Ein weiterer Aspekt, der den Berufsbetreuern sehr zu schaffen macht, ist die Vergü-
tungssituation. Auf Bundesebene wird zurzeit der Referentenentwurf zur Reform der 
Betreuervergütung beraten. Sollte dieser in dieser Form so umgesetzt werden, drohen 
dem Großteil der Betreuer/innen monatliche Umsatzeinbußen zwischen 4,7 Prozent 
und 7,6 Prozent!  

Dies hat der Bundesverband der Berufsbetreuer*innen e.V. (BdB) in seiner Stellung-
nahme zum Gesetzentwurf an das Bundesministerium für Justiz ausführlich begrün-
det. „Zusammenfassend stellt der BdB fest, dass der Referentenentwurf nicht nur das 
Ziel einer Anhebung der Betreuervergütung um 12,7 Prozent verfehlt, sondern auch 
keine innere Logik erkennen lasse. Thorsten Becker: „Das erklärte Ziel des Gesetz-
entwurfs, die Betreuervergütung grundlegend neu zu strukturieren, zu vereinfachen 
und ein leistungsgerechtes Vergütungssystem zu schaffen, ist kläglich gescheitert. 
Der Entwurf beruht auf falschen oder unklaren Parametern, was zu inkonsistenten, 
unbefriedigenden und teils schlicht inakzeptablen Ergebnissen führt. Das geplante 
Gesetz bedroht den Kern eines ganzen Berufsstandes.“ Der BdB fordert eine tiefgrei-
fende Überarbeitung des Entwurfs, um eine gerechte, leistungsgerechte und qualitäts-
fördernde Vergütung der Berufsbetreuer*innen sicherzustellen.“ (https://www.berufs-
betreuung.de/presse/gutachten-belegt-es-drohen-einbussen-bis-zu-76-prozent/). Auch 
die Landesgruppe Hamburg des BdB geht für Hamburg von gravierenden Einschnitten 
in der Betreuerlandschaft aus, wenn die Vergütungsreform in der vorgelegten Form 
umgesetzt wird. Sie weist zudem darauf hin, dass für die Kernarbeit mit den Klienten 
aufgrund der aktuellen Entwicklungen immer weniger Ressourcen zur Verfügung ste-
hen. 

Von der Gewinnung von Nachwuchskräften in Zeiten des Fachkräftemangels ganz 
abgesehen, ist es den Betreuern so auch nicht möglich, konkurrenzfähige Gehälter für 
Mitarbeiter/innen in ihren Büros zu bezahlen, auf die sie, auch wegen der erheblich 
gestiegenen Dokumentationspflichten, dringend angewiesen sind.  

https://www.berufs-betreuung.de/presse/gutachten-belegt-es-drohen-einbussen-bis-zu-76-prozent/
https://www.berufs-betreuung.de/presse/gutachten-belegt-es-drohen-einbussen-bis-zu-76-prozent/
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Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird ersucht, 

1. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass weitere Möglichkeiten für automa-
tisierte Datenabgleiche zwischen den Sozialleistungsträgern geschaffen werden, 
um aufwendige Vermögensüberprüfungen bei verschiedenen Fachämtern zu 
vermeiden und dadurch die durchschnittlichen Bearbeitungsdauern im Zuge der 
Antragsgewährung deutlich zu verringern;  

2. sich auf Bundesebene für eine grundlegende Überarbeitung des Referentenent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuregelung der Vormünder- und Betreuervergütung 
und zur Entlastung von Betreuungsgerichten und Betreuern einzusetzen, bei der 
die sich aus der Stellungnahme des Bundesverbandes der Berufsbetreuer*innen 
e.V. ergebenden Kritikpunkte, Hinweise und Berechnungen berücksichtigt wer-
den;  

3. der Hamburgischen Bürgerschaft bis zum 28. Februar 2025 zu berichten. 


